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477. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
27. November 1984 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens zur Befreiung
ausländischer öffentlicher Urkunden von der

Beglaubigung

Nach Mitteilungen des Ministeriums für Aus-
wärtige Angelegenheiten der Niederlande haben
das Vereinigte Königreich Großbritannien und
Nordirland und die Vereinigten Staaten vom Ame-
rika die Liste ihrer Behörden, die zur Ausstellung
der Apostille nach Artikel 3 des Übereinkommens
zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden
von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 463/1983) zuständig sind, wie folgt geändert
bzw. ergänzt:

Steger

4 7 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
27. November 1984 betreffend eine Notifika-
tion der Bundesrepublik Deutschland zum
Übereinkommen über die Zuständigkeit der
Behörden und das anzuwendende Recht auf
dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen

Nach Mitteilung der Regierung des Königrei-
ches der Niederlande hat die Bundesrepublik
Deutschland gemäß Artikel 25 lit. a des Überein-
kommens über die Zuständigkeit der Behörden und
das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des
Schutzes von Minderjährigen, BGBl. Nr. 446/
1975, folgendes notifiziert:

Die gemäß Artikel 11 Absatz 2 des Übereinkom-
mens erklärte Mitteilung wird geändert. Unter Zif-
fer 1 lit. a und b und Ziffer 2 lit. a und b wird das
Wort „Vormundschaftsgericht" durch die Wörter
„Vormundschaftsgericht", „Familiengericht" er-
setzt.

Steger
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479.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION EFTA/SPANIEN/DJC 2/84

BESCHLUSS NR. 2/1984 DES GEMISCH-
TEN AUSSCHUSSES EFTA/SPANIEN

(Gefaßt in der 7. Sitzung am 7. Juni 1984)

ANHANG P DES ÜBEREINKOMMENS *)

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS hat,

gestützt auf Artikel 22 Absatz 3 des Überein-
kommens, der den Gemischten Ausschuß ermäch-
tigt, die Anhänge und Listen zum Übereinkommen
abzuändern,

im Hinblick auf die Verpflichtung des Gemisch-
ten Ausschusses, vor Ende der ersten Etappe von
Anhang P die Verfahrensweise festzulegen, die für
die Beziehungen zwischen Portugal und Spanien in
der Folge maßgebend sein wird,

in Anbetracht dessen, daß Portugal und Spanien
übereingekommen sind, eine Übergangsperiode
vom 1. Juli 1984 bis zum 31. Dezember 1985 fest-
zulegen, um Anhang P den gegenwärtigen Bedin-
gungen entsprechend zu modifizieren, und daß
zwischen diesen beiden Ländern bilaterale Gesprä-
che zwecks Festlegung der Bestimmungen im
Gange sind, die während der Übergangsperiode
anzuwenden sind, alles im Hinblick auf ihren Bei-
tritt zu den Europäischen Gemeinschaften,

im Hinblick auf seinen Beschluß Nr. 1/1984,

BESCHLOSSEN:

1. Die gegenwärtig im Rahmen der ersten Etappe
von Anhang P des Übereinkommens gültigen
Bestimmungen hinsichtlich des Warenverkehrs zwi-
schen Portugal und Spanien sind nach dem 1. Juli
1984 so lange weiter anzuwenden, bis der
Gemischte Ausschuß anderslautend beschließt,
jedoch nicht länger als bis zum 31. Oktober 1984.

2. Der Gemischte Ausschuß, der die während der
Übergangsperiode anzuwendenden Bestimmungen
festzulegen hat, wird vor dem 31. Oktober 1984
zusammentreten.

3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Beschlus-
ses bei der Regierung Schwedens hinterlegen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 245/1980

Steger
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480.

ABKOMMEN ÖSTERREICH - EWG

— Der Gemischte Ausschuß —

Auszug aus dem Protokoll der 25. Tagung am
4. Juli 1984

Verwendung der Formblätter EUR. 2

„1. Der Ausschuß ist übereinstimmend der Auf-
fassung, daß eine Sendung im Sinne von Artikel 8
Absatz 1 Buchstabe b) des Protokolls Nr. 3 aus
einem oder mehreren Packstücken oder Paketen
bestehen kann, die ausschließlich Ursprungswaren
enthalten, soweit im Zeitpunkt der Ausstellung des
Formblattes EUR. 2 die Wertgrenze nicht über-
schritten worden ist.

2. Sie werden als eine einheitliche Sendung ange-
sehen und als solche behandelt, wenn

a) sie gleichzeitig von demselben Exporteur an
denselben Empfänger versandt werden;

b) sie von einem einzigen Frachtdokument
begleitet werden, das sich auf den Transport
vom Exporteur bis zum Empfänger bezieht
(Frachtbrief, Luftfrachtbrief, Konnossement,
Paketkarte, Versandanzeige); falls ein sol-
ches Dokument fehlt, ist eine einzige Rech-
nung ausreichend;

c) sie für die Zwecke der betreffenden Beförde-
rungsart als eine einzelne Sendung gelten.

3. Diese Bestimmungen sind wie folgt auszule-
gen:

— Eine von einem Spediteur oder Frachtführer
zusammengestellte Sammelsendung wird
nicht als eine Sendung angesehen.

— Werden einem Spediteur Waren eines Aus-
führers an einen Empfänger aus kommerziel-
len Gründen in mehreren getrennten Partien
überstellt, so kann jede Partie, für die eine
Rechnung ausgestellt wurde, als eine Sen-
dung angesehen werden und kann von einem
Formblatt EUR. 2 begleitet sein.

— Werden zwei oder mehrere Packstücke auf
dem Postweg versandt, wobei für jedes ein-
zelne ein besonderes Postbegleitpapier ausge-
stellt wird, so sind sie dennoch als eine ein-
zige Sendung zu betrachten, vorausgesetzt,
sie wurden gleichzeitig bestellt und werden
mit ein und derselben Rechnung versandt.
Wenn in diesen oder ähnlich gelagerten Fäl-
len die Wertgrenze von der Gesamtheit der
Waren eingehalten wurde, kann für diese
Sendung ein einziges Formblatt EUR. 2 aus-
gestellt werden."

Im Namen des Gemischten Ausschusses:

Der Vorsitzende:

H. Michitsch
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481 . BESCHLUSS NR. 1/84 DES
GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EWG —

ÖSTERREICH
— Gemeinschaftliches Versandverfahren —

vom 25. Oktober 1984
über die Änderung des Abkommens zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Republik Österreich zur Anwendung
der Bestimmungen über das gemeinschaftliche

Versandverfahren

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik
Österreich zur Anwendung der Bestimmungen
über das gemeinschaftliche Versandverfahren *),
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a,
in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit dem Beschluß Nr. 2/78 hat der Gemischte
Ausschuß das Abkommen um die Anlage II A
ergänzt, die die versuchsweise Einführung eines
datenverarbeitungsgerechten Vordrucks für die
Anmeldung zum gemeinschaftlichen Versandver-
fahren beinhaltet. Die Anlage II A wurde mit
Beschluß Nr. 2/79 geändert. Die Geltungsdauer
dieser Beschlüsse wurde mit Beschluß Nr. 2/82 des

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 599/1973

Gemischten Ausschusses bis zum 31. Dezember
1984 verlängert.

Es hat sich als erforderlich erwiesen, die Verwen-
dung des genannten Vordrucks über diesen Zeit-
punkt hinaus zu verlängern. Die Geltungsdauer der
vorgenannten Beschlüsse ist daher zu verlängern —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Geltungsdauer der Beschlüsse Nr. 2/78 und
Nr. 2/79 des Gemischten Ausschusses, zuletzt ver-
längert mit Beschluß Nr. 2/82 des Gemischten Aus-
schusses, wird bis zum 31. Dezember 1986 verlän-
gert.

Artikel 2

Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1985 in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 25. Oktober 1984

Für den Gemischten Ausschuß:

Der Vorsitzende:

F. Klein

Sinowatz


